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Entwurf
einer

Hülfsvollſtreckungs - Ordnung .

I . Allgemeine Beſtimmungen .

. 1 .

FJetis rechtskräftige Erkenntniß eines einheimiſchen Gerichts iſt nach Ablauf der dem Ver —

urtheilten in demſelben geſtellten Erfüllungsfriſt vollſtreckbar .
Den rechtskräftigen Erkenntniſſen ſtehen die vorläufig für vollſtreckbar erklärten Urtheile ,

die vor Gericht abgeſchloſſenen Vergleiche und die von den einheimiſchen Gerichten aufgenom —
menen Urkunden , in welchen die ſofortige Hülfsvollſtreckung verwillkührt worden , gleich .

Hinſichtlich des dem Großherzoglichen Kammer - Collegium , ſo wie andern Behörden und

juriſtiſchen Perſonen zuſtehenden Executionszwangs behält es , bis zum Eintritt einer desfallſigen
neuen Geſetzgebung , bei dem bisherigen Recht ſein Bewenden .

§. 2.

Das Vollſtreckungsgeſuch muß bei dem Gerichte angebracht werden , bei welchem die Haupt —
ſache in erſter Inſtanz anhängig geweſen iſt , im Fall der ohne gerichtliches Verfahren ver —

willkührten Hülfsvollſtreckung regelmäßig bei dem Gericht , vor welchem der Schuldner ſeinen

allgemeinen Gerichtsſtand hat .
Dieſes Geſuch muß auf alle hinſichtlich der Hauptſache und der Nebenverbindlichkeiten

bereits feſtſtehenden Punkte gerichtet ſein und ein Verzeichniß der dem Verurtheilten zu erſtat —
tenden Proceßkoſten enthalten .

Bei Anträgen auf Beitreibung der Koſten einer höheren Inſtanz iſt die Vollſtreckbarkeit

der Beſtimmungsdecrete durch Beſcheinigungen der betreffenden Gerichte nachzuweiſen .

§. 3.

Auf ein ſolches begründet gefundenes Geſuch erläßt das Gericht , unter Feſtſetzung des

Betrages der von dem Verurtheilten zu erſtattenden Koſten , die erforderliche Vollſtreckungsver⸗
fügung an den betreffenden Vollſtreckungsbeamten .
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In derſelben iſt beſtimmt vorzuſchreiben , was von dem Schuldner beizutreiben oder wozu

derſelbe anzuhalten iſt und welche Vollſtreckungsart ſtattfinden ſoll .

Ebenſo iſt in derſelben die regelmäßig achttägige Friſt , nach deren Ablauf der Vollſtreckungs —
beamte über die vollſtreckte Verfügung zu berichten hat , vorzuſchreiben .

Abſchrift dieſer Verfügung iſt den Parteien mitzutheilen .

§. 4.

Die Hülfsvollſtreckung geſchieht regelmäßig durch einen der Unterbedienten des betreffenden
Gerichts , einſchließlich des Gerichtsſchreibers .

Die in einem fremden Gerichtsbezirk vorzunehmende Hülfsvollſtreckung erfolgt mittelſt

Erſuchungsſchreibens an das betreffende Gericht .

§. 5.

Der mit der Hülfsvollſtreckung beauftragte Gerichtsunterbediente hat bei eigener Verant —

wortlichkeit den Inhalt des ihm ertheilten Vollſtreckungsbefehls genau zu befolgen.
Außer in Folge eines gerichtlichen Befehls darf er mit der ihm übertragenen Hülfsvoll —

ſtreckung nur innehalten , wenn ihm der urkundliche Nachweis , daß nach erkannter Hülfsvoll —
ſtreckung die Schuld getilgt oder vom Gläubiger Stundung bewilligt worden , vorgelegt wird .

Wegen des Todes des Schuldners oder eines bei ihm ſich aufhaltenden Familienmitgliedes ,
ſo wie wegen des Wochenbettes der ſchuldneriſchen Ehefrau in den erſten 14 Tagen nach der

Entbindung kann der Vollſtreckungsbeamte die Hülfsvollſtreckung auf kurze Zeit ausſetzen .
Der Vollſtreckungsbeamte iſt befugt , einen bei der Vollziehung der Hülfsvollſtreckung ſich

findenden Widerſtand durch Requiſition der Polizei nöthigenfalls mit Gewalt zu überwinden .

In dieſem Falle hat er ſofort , ſonſt bis zum Ablauf der in der Vollſtreckungsverfügung vor —

geſchriebenen Friſt , über den ihm gewordenen Auftrag an das Gericht zu berichten .

Abſchrift dieſes Vollſtreckungsberichts iſt beiden Parteien mitzutheilen .

§. 6.

Die Hülfsvollſtreckung wird gehemmt :

1) durch oberrichterlichen Befehl ;

2 ) durch Einleitung eines concursmäßigen Verfahrens , nach Maßgabe der Verordnung vom

Ilten December 1834 , voder durch Eröffnung des Concurſes ;

3) durch beſcheinigte dritter Perſonen aus dem Grunde von Eigenthums - oder

dinglichen Nutzungsrechten .
Gine Hemmung des Vollſtreckungsverfahrens wegen der nach erkannter Hülfsvollſtreckung

noch zuläſſigen Einreden (§. 7) und wegen unbeſcheinigter Einſprachen aus Eigenthums —
oder dinglichen Nutzungsrechten ſteht zum richterlichen Ermeſſen .

§. L.

Im Vollſtreckungsverfahren ſind nur zuläſſig :

J ) Einwendungen gegen die Rechtsbeſtändigkeit der erkannten
Günfsvoliiontung oder der

verfügten Vollſtreckungsart ;
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2) die Berufung auf da beneficium competentiae ; i

3) die Einreden , welche nach Erlaſſung des zu vollſtreckenden Erkenttiſſes oder bezie⸗
hungsweiſe nach Abſchluß des gerichtlichen Vergleiches oder nach Abfaſſung der die

Verwillkührung der Hülfsvollſtreckung ertheilenden gerichtlichen Urkunde entſtanden ſind .

Dieſe Einwendungen ſind nur dann zu beachten , wenn ſie bei
dein Gerichte ſelbſt ange⸗

bracht werden .

Sn den unter Nr . 1 erwähnten Fällen iſt vor der Entſcheidung nur ausnahmsweiſe voll⸗

ſtändiges Gehör beider Theile einzuleiten .

§. 8.

Alle Einſprüche aus dem Grunde gleicher oder bevorzugter Erſtigkeitsrechte hemmen das

Vollſtreckungsverfahren ſelbſt nicht , ſondern verhindern nur , falle fie beſcheinigt oder wegen
ihres Vorhandenſeins genügende Sicherheit im Falle noch Hih beizubringender Beſcheinigung
geſtellt worden , die Befriedigung des Gläubigers aus dem Erlös der abgepfändeten hen

Su 9§. 9.

Die Vollſtreckungsverfügung muß aufs Neue beantragt werden , wenn ſie in Folge einer

Befriſtung des Schuldners durch den Gläubiger binnen 6 Monaten nicht zur Ausführung
gekommen iſt .

ii§. 10.

Gerichtsferien kommen nach erkannter Hülfsvollſtreckung regelmäßig nicht in Betracht ; nur

Verſteigerungen von Grundſtücken ſollen während derſelben nicht ſtattfinden .

§. II .

Die Koſten des Hülfsvollſtreckungsverfahrens fallen dem Schuldner zur Laſt und ſind von

demſelben zugleich mit der Hauptſchuld einzuziehen .
Die Koſten einer fruchtlos gebliebenen Hülfsvollſtreckung hat der Gläubiger zu tragen .

Derſelbe iſt nöthigenfalls auch gehalten , zur Beſtreitung der Koſten einen angemeſſenen Vorſchuß
zu erlegen .

Sa 2 .

Das Vollſtreckungsverfahren ifi fo einzurichten , wie es ohne Benachtheiligung des Gläu —

bigers für den Schuldner am wenigſten drückend wird .

II . Von Beitreibung der Geldforderungen .

§. 13 .

Das geſammte bewegliche und unbewegliche Vermögen der Schuldners , ſo weit die Geſetze
leine Ausnahme begründen , iſt der Hülfsvollſtreckung unterworfen .

L4
Die Beitreibung von Geldſchulden erfolgt , außer in dem Rale tineg nurin Wechſelſachen

zuläſſigen Perſonalarreſtes , durch die Vollſtreckung



1) in beweglihe Sachen ,

2) in unbewegliche Vermögensgegenſtände ,

3) in Forderungen .

Dieſe Vollſtreckungsmittel ſind regelmäßig in der hier beſtimmten Reihenfolge zur An —

wendung zu bringen ; es ſteht jedoch zum Ermeſſen des Gerichtes , auf Antrag des Gläubigers
aus Gründen der Zweckmäßigkeit von dieſer Reihenfolge abzuweichen , insbeſondere auch gleich—

zeitig verſchiedene Vollſtreckungsmittel zur Anwendung zu bringen .

A. Von der Hülfsvollſtreckung in bewegliche Sachen .

. 19 .

Auf die ihm zugegangene Vollſtreckungsverfügung hat der Vollſtreckungsbeamte mit der

Abpfändung ſofort perſönlich zu verfahren . Die Abpfändung geſchieht durch die Verzeichnung

der in der Wohnung des Schuldners oder innerhalb der von ihm beſeſſenen Grundſtücke befind⸗
lichen beweglichen Sachen , Zwecks deren demnächſtigen Verkaufs .

Der Vollſtreckungsbeamte iſt befugt , von dem Schuldner die Angabe , beziehungsweiſe die

Vorlegung ſämmtlicher , in ſeinem Beſitze befindlichen beweglichen Vermögensgegenſtände , ſo wie

die Oeffnung der verſchloſſenen Räume und Behältniſſe zu verlangen , ſo weit ſolches nach

dem Verhältniß der beizutreibenden Summe , Zwecks Ermittelung der abzupfändenden Gegen —

ſtände , erforderlich iſt . Weigert ſich der Schuldner deſſen , ſo hat der Vollſtreckungsbeamte
die verſchloſſenen Räume und Behältniſſe durch einen Sachverſtändigen öffnen zu laſſen .

Iſt der Schuldner abweſend und Niemand zu ſeiner Stellvertretung da , ſo hat der Voll —

ſtreckungsbeamte zur Abpfändung mindeſtens Einen Zeugen zuzuziehen .

Auf Sachen des Schuldners , welche ſich in Händen dritter Perſonen befinden , darf der

Vollſtreckungsbeamte die Abpfändung ohne ſpetielle Anweiſung des Gerichtes nicht erſtrecken ,

außer wenn dieſe Gegenſtände ihm unaufgefordert ausgeliefert werden .

Der Vollſtreckungsbeamte hat ſo viele Sachen abzupfänden , als gut Deding der beizu⸗

treibenden Summe und der Vollſtreckungskoſten nach einer ungefähren Werthſchätzung ſicher

ausreichen . Falls er eine ſolche Schätzung allein vorzunehmen ſich nicht getrauet , ſo hat er

zu derſelben — was jedoch nur in wichtigeren Fällen geſchehen ſoll — einen Sachverſtändigen

zuzuziehen.
Bei der Abpfändung ſind unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche des Schuldners

vorzugsweiſe ſolche Gegenſtände auszuwählen , deren Verkauf in
öffentlicher Verſteigerung am

leichteſten ausführbar iſt .

Ueber die abgepfändeten Sachen hat der Vollſtreckungsbeamte an Ort und Stelle ein

Verzeichniß aufzunehmen und daſſelbe dem Schuldner oder deſſen Stellvertreter zur Unterſchrift

vorzulegen . Weigern ſie dieſelbe , ſo iſt dies am Schluſſe des Verzeichniſſes zu bemerken .

§. 16 .

Von aller Pfändung ſind ausgenommen :

1) die nothwendigen Kleidungsſtücke des Schuldners und ſeiner Familie , ſo wie die noth —

wendigen Betten , auch für das Geſinde ;

＋
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2) das zu den Bedürfniſſen des täglichen Lebens nöthige Haus - und Küchengeräth , ſo
wie alle für Kranke und Wöchnerinnen nöthigen Gegenſtände ;

3) die für den Unterhalt des Schuldners und ſeiner Familie auf die
Se

von vier Wochen
unentbehrlichen Lebensmittel .

Findet der Vollſtreckungsbeamte keine anderen Gegenſtände , als die hier bezeichneten, bei

der Hülfovollſtreckung , ſo hat er die dem Schuldner gelaſſenen Sachen zu verzeichnen .

SRE

Nur in Ermangelung anderer Vermögensgegenſtände ſind diejenigen Sachen , mit welchen
der Schuldner ſeinen Lebensunterhalt verdienen muß , als das zum Betriebe einer Kunſt , eines

Handwerks und der täglichen Arbeit nothwendige Geräth , bei Landbebauern die Saatfrucht ,
das zur Wirthſchaft unentbehrliche Vieh , das bis zur nächſten Erndte nöthige Futter , das

Ackergeräth , bei Gelehrten und ſonſtigen Geſchäftsmännern die unentbehrlichen Bücher u. ſ. w.

von dem Vollſtreckungsbeamten PD Ti

18

Die werthvolleren und leicht E unter den abgepfändeten Sachen , z. E.

Gold und Silber , Koſtbarkeiten ꝛc. , hat der Vollſtreckungsbeamte ſofort mitzunehmen und an

das Gericht abzuliefern .
Die übrigen abgepfändeten Gegenſtände bleiben regelmäßig bis zur Perion in dem

Gewahrſam des Schuldners , ſind jedoch , wenn es irgend ausführbar , durch Verſchluß oder

Verſiegelung ſicher zu ſtellen . Sie können aber auch auf Antrag des Gläubigers ; welcher
dann die Koſten der Verwahrung vorzuſchießen hat , durch den Vollſtreckungsbeamten aus dem

Beſitz des Schuldners entfernt und entweder der Ortsbehörde oder andern ſichern Perſonen zur

Aufbewahrung übergeben werden .

Dem Schuldner , in deſſen Gewahrſam die abgepfändeten Sachen geblieben ſind , iſt das

Verderben , Veräußern , Wegbringen oder ſonſtige Entfernen derſelben geſetzlich unterſagt .
Uebertretungen dieſes Verbotes werden , vorbehältlich des dem Gläubiger zu leiſtenden Schaden —

erſatzes , mit Gefängniß bis zu ſechs Wochen polizeilich beſtraft , inſofern ſie unter ein

beſtimmtes Strafgeſetz fallen .
Die gegen dies Verbot geſchehenen Veräußerungen ind nichtig .

8. 19 .

Ueber den Verlauf der Abpfändung hat der Vollſtreckungsbeamte nach Ablauf der im

Vollſtreckungsbefehl vorgeſchriebenen Friſt , unter Anſchließung eines Verzeichniſſes der gepfändeten
oder dem Schuldner gelaſſenen (§. 16 a. . ) Sachen , Bericht zu erſtatten .

Erfuhr er , daß bewegliche Sachen des Schuldners in den Händen Dritter ſich befinden,
oder find die abgepfändeten Sachen von dritten Perſonen als ihr Eigenthum in Anſpruch

genommen , ſo iſt das in dieſer Beziehung Nöthige in den Vollſtreckungsbericht aufzunehmen .

S. 209. AU.

Auf den Abpfändungsbericht des Vollſtreckungsbeamten iſt , ohne weiteren Antrag des

Gläubigers , regelmäßig ein Termin zur Verſteigerung der abgepfändeten Sachen nicht über
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14 Tage hinaus anzuſetzen . Bei dem Verderben ausgeſetzten und ſolchen Sachen , deren Auf —

bewahrung oder Erhaltung unverhältnißmäßige Koſten erfordert , iſt dieſer Zeitraum abzukürzen .
Die Verſteigerung geſchieht regelmäßig an dem Orte , an welchem die abgepfändeten Sachen

ſich befinden , durch den Gerichtsſchreiber oder einen ſonſtigen , vom Gerichte beauftragten Auctio —

nator , nach vorgängiger zeitiger Bekanntmachung derſelben durch die Ortsblätter , in wichtigeren
Fällen auch durch die Landes - Intelligenzblätter , durch Anſchlag , Ausruf oder ſonſtige ortsübliche

Weiſe , gegen baare Zahlung .

Die Perſon des Schuldners ſoll in der Bekanntmachung nicht bezeichnet werden .

Der dem Käufer ertheilte Zuſchlag vernichtet alle , dritten Perſonen an der verkauften

Sache etwa zuſtehenden Pfandrechte .

`

§. 21 .

Der mit der Verſteigerung Beauftragte hat , regelmäßig binnen 14 Tagen nach der Ver⸗

ſteigerung , die aus derſelben erhobene Aufkunft , nach Vorabzug ſämmtlicher Koſten , an den
Gläubiger bis zum Betrage der Forderung deſſelben gegen Quittung zu bezahlen .

Abſchrift der desfallſigen Berechnung iſt mit dem etwaigen Ueberſchuß dem Schuldner

förderſamſt zuzuſtellen , das Verſteigerungsprotocoll nebſt Belägen zu den Atten einzureichen.

§. 22 .

Reichen die abgepfändeten Sachen zur Deckung der Schuld und der Koſten nicht aus , oder

fehlen einzelne oder alle abgepfändete Sachen , ſo iſt ſofort , ohne desfallſige gerichtliche Befehle
oder Anträge des Gläubigers zu erwarten , mit der weiteren Abpfändung und demnächſtigen
Verſteigerung zu verfahren .

8. 23 .

Sind bei dem Schuldner keine pfändbaren oder nicht ausreichende Gegenſtände gefunden ,
oder werden die abgepfändeten Sachen demnächſt nicht wieder vorgefunden , oder von dritten

Perſonen als ihr Eigenthum in Anſpruch genommen , ſo kann auf Antrag des Gläubigers ,
dem Befinden nach , dem Schuldner der Manifeſtationseid aufgelegt werden .

B . Von der Hülfsvollſtreckung in unbewegliche Güter .

§. 24 .

Bei ſolchen unbeweglichen Gütern , deren Veräußerung rechtlich unzuläſſig iſt , erfolgt die

Hülfsvollſtreckung mittelſt Einführung einer Sequeſtration , oder durch Verpachtung auf dem

Wege öffentlicher Verſteigerung .

§. 25 .

Bei anderen unbeweglichen Gütern erfolgt die Hülfsvollſtreckung mittelſt Abpfändung der⸗

ſelben zum Zwecke der demnächſtigen gerichtlichen Verſteigerung .
Nur nachdem dieſe vergeblich verſucht wurde , iſt auch bei ihnen nach §. 24 zu verfahren .

§. 26 .

Sofort nach geſchehener Abpfändung hat das Gericht :
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1) von der betreffenden Hypothekenbehörde einen vollſtändigen , beglaubigten Auszug aus

dem Hypothekenbuche über den Schuldenſtand und alle ſonſtigen Belaſtungen des

Grundſtücks , insbeſondere über etwaige Hinderniſſe gegen die Zuſchreibung des Eigenthums
auf einen künftigen Erwerber , ſo wie die Schließung des betreffenden Hypothekenbuchs ,

beziehungsweiſe Stadtbuchfoliums , zu erfordern ;

2) durch ein Proclam

a . einen Berfaufs - und einen auf mindeſtens drei Wochen hinauszuſetzenden Termin

zur Ausübung des Gleichgebotsrechts der Gläubiger ,

b. einen regelmäßig mit dem erſten Verkaufstermine zu verbindenden Termin zur

Anmeldung aller dinglichen Anſprüche an das Grundſtück , unter der geſetzlichen

Ausnahme von der Meldungspflicht , zur Vorlegung der Originalien und ſonſtigen

ſchriftlichen Beweisthümer und zur etwaigen Prioritätsausführung , unter dem

Rechtsnachtheile der Abweiſung und des Ausſchluſſes , zu erlaſſen ;

3) die Abſchätzung der Landgüter , mit Ausnahme der im Creditverein befindlichen , in

Gemäßheit der Verordnung vom 27 . Februar 1813 zu verfügen , bei den im Credit⸗

verein befindlichen deren Taxe einzufordern .

§ . N.

Der erſte Verkaufstermin iſt regelmäßig auf mindeſtens zehn Wochen , einſchließlich der

Ferien, auszuſetzen . Er kann aber auch , dem Befinden nach , bis auf ſechs Monate hinaus⸗

geſetzt werden .

Die öffentliche Bekanntmachung des Proclams geſchieht durch Anſchlag an die Gerichts⸗

tafel , durch dreimaligen Abdruck in den betreffenden Ortsblättern und im LandesIntelligenzblatt ,
beziehungsweiſe durch Ausruf oder auf andere ortsübliche Weiſe .

Ein Abdruck der Ladung in andern in - und ausländiſchen Blättern ſteht zum Ermeſſen
des Gerichts , welches etwaige Anträge der Betheiligten thunlichſt zu berückſichtigen hat .

Die öffentliche Bekanntmachung iſt ſtets durch das Gericht zu beſorgen .

f
§. 28 .

Während des Laufes des Verkaufsproclams iſt von Amtswegen dafür zu ſorgen , daß

etwaige, aus dem Bericht der Hypothekenbehörde ſich ergebende Bedenken hinſichtlich des Beſitz —

titels des Schuldners , beziehungsweiſe der Umſchreibung auf den Käufer , gehoben werden und

die Räumung des Grundſtücks durch den Schuldner oder unberechtigte Dritte ſpäteſtens bis zur

Uebergabe ſtattfinde .
Die Beſtellung eines Sequeſters , die bei Landgütern immer ſtattfinden ſoll , ſteht ſonſt zum

richterlichen Ermeſſen .

8. 29 .

Die Verſteigerung wird durch einen Deputirten des Gerichts geleitet .
Alle im Verſteigerungstermine thätigen Mitglieder des Gerichts ſind , wie der Schuldner ,

vom Bieten ausgeſchloſſen .

Völlig unbekannte und ſolche Perſonen , deren Zahlungsunfähigkeit in Bezug auf das

SEND
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fragliche Grundſtück offenkundig iſt , werden zum Bote nur zugelaſſen , wenn ſie ſofort annehm⸗

liche Sicherheit ſtellen .

Wer für ſich den Zuſchlag als Meiſtbietender erhält , kann ſofort nach erhaltenem Zuſchlag

ſeinen Auftraggeber nennen , bleibt jedoch bis zur Annahme des Auftraggebers für die Erfüllung
der Bedingungen perſönlich verhaftet .

§. 30 .

Bei der Verſteigerung ſind regelmäßig folgende Bedingungen grundleglich zu machen :

1) Wegfall jeglicher Gewährleiſtung für die Beſchaffenheit des Grundſtücks und für etwaige
unbekannt gebliebene Belaſtungen ;

2) Uebergabe deſſelben an den Käufern im erſten land⸗ beziehungsweiſe ortsüblichen Umzugs⸗
termin nach dem reinen Zuſchlage ;

3) Ueberweiſung etwaiger Entſchädigungsgelder an den Käufer für den Fall eines bis

zur Uebergabe eintretenden Schadens ;

4) als Conventionalpön haftende Zahlung des ſechſten Theils des Kaufgeldes bis zur

Uebergabe und als Bedingung derſelben ;

5) Verzinſung des Kaufgeldreſtes vom Tage der Uebergabe und Abtrag deſſelben in jedem

der folgenden landüblichen Zahlungstermine zu einem Viertel , entweder baar , oder

durch Ueberweiſung der zur Hebung kommenden Gelder ;

6) Eröffnung des Hypothekenbuchs nach gezahlter Conventionalſtrafe und Eintragung der

ſodann noch rückſtändigen Kaufgelder an erſter Stelle .

Modificationen und Zuſätze zu dieſen Bedingungen ſtehen , nach vorgängigem Gehör der

Betheiligten und den beſonderen Umſtänden des einzelnen Falls , zum richterlichen Ermeſſen .

§. 31 .

Der Anweſenheit des Gläubigers im Verſteigerungstermine oder beſonderer Anträge deſſelben,

Zwecks Fortrückung der Verſteigerung , bedarf es nicht .

Mit der Steigerung iſt fortzufahren , bis ſich nach erfolgtem dreimaligen Aufrufe kein

Ueberbietender findet . Mit dieſem Aufruf iſt erſt nach einer Stunde , vom
Regi

des Termins

an gerechnet, zu verfahren .

Auf das Höchſtgebot iſt mit Ertheilung des a beziehungsweiſe reinen Zuſchlages

zu verfahren , außer bei Landgütern , bei denen ein Bot von zwei Drittheilen der angeordneten ,

beziehungsweiſe der Creditvereinstaxe , Vorausſetzung des bedingten Zuſchlages iſt .

Der Zuſchlag iſt auszuſetzen , ſobald ſich Eigenthums - oder ſonſtige Anſprüche dritter Per⸗

ſonen zeigen , welche den dem Käufer zu übertragenden Beſitz unſicher machen .

Etwaige Widerſpruchsrechte gegen einen ertheilten Zuſchlag müſſen , bei Strafe deg Ver⸗
luſtes derſelben , ſofort nach Ertheilung des Zuſchlages zum Protokoll vorbehalten und binnen

14 Tagen nach dem Verſteigerungstermin beim Gericht weiter ausgeführt werden .

Kein Gläubiger iſt berechtigt oder verpflichtet , das zum Kauf geſtellte Grundſtück an Zah-

lungsſtatt anzunehmen . Erfolgt auch im zweiten Termine kein Bot , ſo ſind weitere Anträge

des Gläubigers zu erwarten ( Vgl. §. 25 a. . ) .

—
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Nach erfolgtem reinen Zuſchlage hat das Gericht , beziehungsweiſe unter Feſtſtellung der

Erſtigkeit der angemeldeten Forderungen , einen Termin zur Auszahlung der Kaufgelder , von

denen die Verkaufskoſten , welche dem die Vollſtreckung nachſuchenden Gläubiger als ſolchem nie

zur Laſt fallen, vorabzunehmen ſind , anzuſetzen und zu demſelben die Betheiligten unter dem

ſachgemäßen Rechtsnachtheil vorzuladen , insbeſondere denſelben die Einreichung der noch nicht

beigebrachten Originalien aufzugeben .
Die Vertheilung erfolgt in dieſem Termine mittelſt baarer Zahlung , beziehungsweiſe durch

Ueberweiſung der rückſtändigen Kaufgelder .

§. 33 .

Nach dem Verkauf des abgepfändeten Grundſtücks und nach erfolgter Zahlung der Con⸗

ventionalpön hat das Gericht die eingeforderten Hypothekenſcheine über die eingetragenen For—⸗

derungen zu caſſiren , davon den betreffenden Hypothekenbehörden mit dem Anfügen , daß die
bisherigen Hypotheken erloſchen ſeien , Kenntniß zu geben und zu veranlaſſen , daß das Grund —

ſtück auf den Käufer umgeſchrieben und das noch rückſtändige Kaufgeld auf das Grundſtück zur

erſten Hypothek eingetragen werde .

C . Von der Hülfsvollſtreckung in Forderungen .

§. 34 .

Die Hülfsvollſtreckung erfolgt mittelſt eines gerichtlichen Befehls an den Verpflichteten , die

betreffende Schuld , bei Strafe doppelter Zahlung , an ſich zu halten und zur Verfallzeit an

das Gericht einzuzahlen , beziehungsweiſe die ihm obliegende Leiſtung bis auf weitere Verfügung
einzuhalten .

Dem Schuldner iſt gleichzeitig jede Ceſſion , Verpfändung oder ſonſtige Verfügung über

die mit Beſchlag belegte Forderung bei Strafe der Nichtigkeit zu unterſagen und ſolches nöthigen —
falls den betreffenden Hypothekenbehörden zu eröffnen .

§. 35 .

Alle Forderungen des Schuldners ſind der Hülfsvollſtreckung unterworfen , inſofern ſie

niht nach beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen (z. B . bei Verſicherungsgeſellſchaften ) oder wegen
einer Vorſchrift des Verleihers (3. B . bei Vermächtniſſen ) rechtlich für unangreifbar zu halten ſind .

Im letzeren Falle ſollen jedoch dieſe Erhebungen wegen ſolcher Anſprüche , die nach dem

Anfall derſelben für durch fie zu beſtreitende Lebensbedürfniſſe entſtanden find, angegriffen . werz

den dürfen .

§. 36 .

Gehalte , Beſoldungen , Gnadengelder , Penſionen u. dgl. dürfen , wenn ſie die Summe von

200 Thlrn . nicht überſteigen , nur bis zu einem Sechſtel , ſonſt aber bis zu einem Drittel an —

gegriffen werden .
F

PAi
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Von dem Schuldner auf noch nicht fällige Gehalte und dergleichen an dritte Perfonen

gegebene Anweiſungen haben gegen den die Vollſtreckung nachſuchenden Gläubiger keine Gültigkeit .

§. 37 .

Staatspapiere jeder Art oder andere auf den Inhaber lautende Werthpapiere ſind , wenn

der Gläubiger ſie nicht zum Tagestourſe annehmen will , durch das Gericht zu verkaufen .

Sonſtige Verkäufe ausſtehender Forderungen ſollen zum Zwecke der Hülfsvollſtreckung nicht

ſtattfinden .

§. 38 .

Will der Gläubiger dem Schuldner an dritte Perſonen zuſtehende Forderungen an Zah⸗

lungsſtatt annehmen , ſo darf er deren gerichtliche Ueberweiſung , beziehungsweiſe unter Voran —

ſtellung ſeiner Forderung vor dem Schuldreſt , verlangen .
Die über ſolche Forderung ſprechenden Urkunden hat der Schuldner binnen einet , vom

Gerichte zu beſtimmenden kurzen Friſt an das Gericht einzuliefern . Leugnet er deren Beſiz ,

ſo hat er den Offenbarungseid abzuleiſten .

§. 39 .

Will der Gläubiger die Forderungen des Schuldners an Dritte an Zahlungsſtatt nicht

annehmen , ſo kann er , falls ſie auf den Hülfsvollſtreckungsbefehl (§. 34) zur Verfallzeit nicht

eingezahlt werden , verlangen , daß er vom Gerichte ermächtigt werde , dieſelben Namens des

Schuldners gerichtlich beizutreiben . Der Schuldner muß den Ausgang ſolchen Rechtsſtreites als

für ſich verbindlich anerkennen .

§. 40 .

Bilden bewegliche oder unbewegliche Sachen den Gegenſtand des ſchuldneriſchen Forderungs⸗

rechtes , ſo kommen nach der Beitreibung derſelben die Vorſchriften über die Hülfsvollſtreckung
in bewegliche oder unbewegliche Sachen zur Anwendung .

§. 41 .

Die Hülfsvollſtreckung in dingliche oder perſönliche Nutzungsrechte , die dem Schuldner an

einer fremden Sache zuſtehen , erfolgt , ſo weit thunlich , durch Sequeſtration oder Verpachtung

derſelben .

§. 42 .

III . Von der Herausgabe beweglicher Sachen .

Beſtimmte bewegliche oder Quantitäten vertretbarer Sachen werden dem verurtheilten

Schuldner durch den Vollſtreckungsbeamten abgenommen und an den Gläubiger abgeliefert .

Finden ſie ſich nicht , ſo kann der Gläubiger die Ableiſtung des Offenbarungseides vom

Schuldner verlangen und hat demnächſt ſein desfallſiges Intereſſe , in den geſetzlichen Fällen

durch Ableiſtung des Schätzungseides , dem Gerichte nachzuweiſen . Die rechtlich feſtgeſtellte
Summe wird ſo , wie für die Beitreibung von Geldſchulden vorgeſchrieben, aus dem ſchuld⸗

neriſchen Vermögen beigetrieben .
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8. 43 .

EV . Von der Abtretung unbeweglicher Sachen .

Die Abtretung , beziehungsweiſe Räumung unbeweglicher Sachen erfolgt dadurch , daß
durch den Vollſtreckungsbeamten der Schuldner aus dem Beſitz geſetzt, der Gläubiger in den -

ſelben eingewieſen wird .

Nöthigenfalls wird der Schuldner mit ſeinem geſammten beweglichen Vermögen aus dem

Grundſtücke herausgeſchafft .
Iſt der Schuldner abweſend und auch kein Stellvertreter deſſelben vorhanden , ſo wird

ſein geſammtes weggeſchafftes bewegliches Vermögen verzeichnet und , auf ſeine Gefahr und

Koſten , in Verwahrſam gebracht.

§. 44 .

V . Von der Unterlaſſung von Handlungen .

Die Erzwingung von Unterlaſſungen geſchieht durch Beitreibung der für den Uebertretungs —
fall durch das Erkenntniß oder ſpäterhin , auf den Antrag des Gläubigers , vom Gericht aus —

geſprochenen Geldſtrafen , nöthigenfalls durch Gefängnißſtrafe .
Auch kann der zur Unterlaſſung Verpflichtete durch Sicherheitsleiſtung zu derſelben an —

gehalten werden .

§. 45 .

VE . Bon Der Leitung von Handlungen .

Die Leiſtung von Handlungen ift durch Androhung und demnächſtige Beitreibung von

Geldſtrafen , nöthigenfalls durch Gefängniß , zu erzwingen .
Auch ſteht es dem Gläubiger frei , die dem Schuldner obliegende Handlung auf deſſen,

im Wege der Hülfsvollſtreckung beizutreibende Koſten durch einen Dritten ſich leiſten zu laſſen ,
oder ſein Intereſſe , in den geſetzlichen Fällen durch Ableiſtung des Schätzungseides , dem

Gerichte nachzuweiſen und demnächſt die rechtlich ermittelte Summe auf dem gewöhnlichen

Vollſtreckungswege vom Schuldner einzuziehen.

§. 46 .

VIE . Von dem Verfahren bei den Kreisrichtern in Bagatellſachen .
In Bagatellſachen iſt

1) die Hülfsvollſtreckung mündlich oder ſchriftlich bei dem Richter zu beantragen .
2) Zugleich mit dem Antrage iſt die dem Antragſteller zugegangene Ausfertigung des , die

Verpflichtung des Gegners ausſprechenden Gerichtsſtückes (Beſcheid , Protocoll ) dem Richter zu

übergeben . Schriftliche Anträge ſind unter diefe Ausfertigung ſelbſt zu ſetzen .
Wenn der Antrag ſich auf einen im Termine mündlich abgeſchloſſenen , zum Klagebuche

vermerkten Vergleich ſtützt (§. 179 der Civilproceß⸗Ordnung ) , genügt die ſpecielle Bezugnahme
des Klagebuches .
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3) Unmittelbar unter dem ſchriftlichen Antrage , beziehungsweiſe unter der mit dem

mündlichen Antrage übergebenen gerichtlichen Ausfertigung ertheilt der Richter den Voll⸗

ſtreckungsbefehl.
Auf mündliche das Klagebuch in Bezug nehmende Anträge hat er einen beſondern Voll⸗

ſtreckungsbefehl auszufertigen .

4) Der Vollſtreckungsbeamte empfängt die Verfügung in Urſchrift und hat ſie dem Ver⸗

pflichteten bei der Ausrichtung auf Verlangen vorzuzeigen, demnächſt aber mit ſeinem Voll⸗

ſtreckungsberichte zu den Acten einzureichen .

|
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